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Der KiuanrminMeir
»tt de« Gteuevattteüge« im Landtag

Rede, gehalten am 4. Februar 1931

Letzte Nachrichten
Die betrüge ^ amlevvede

Voraussichtlich nur kurze Ausführungen
Ll. Berlt « , 5. Febr . (Priv .-Tel.) In der heute «achmit-

h», z Uhr beginnenden ReichStngSsitzung wird, wie an -
gelündigt, der Reichskanzler d«S Wort ergreife« . Di«
Red« ist jedoch nicht schriftlich niedergelegt, eS dürften auch nicht
alle Angaben in den einzelnen Blättern zutreffe ». Richtig ist
lediglich, was schon kürzlich mitgeteilt wnrde, nämlich dast der
Kanzler die parlamentarische Erledigung des
Etats verlangen , und daß er ferner den Kampf um die 86 «
ündernungen der Geschäftsordnung des Reichs¬
tags dadurch rinleiten wird, dast er die diesbezüglichen Anträge
«nf da» Entschiedenste unterstützt. Die Rede selbst dürfte nur
kur» sei«. Die A u s s p r a ch e , die den heutigen und morgige«
Lag in Anspruch nehme« wird, wird voraussichtlich nicht so
scharf werden, wie am Samstag der Kampf «m die Abände¬
rung der Geschäftsordnung, da nach Ankündigung der deutsch -
nationalen Blätter von der Rechten dieser Kampf mit allen
Mittel« geführt werde» soll, auch mit denen der Obstruktion.

<$itt svanröMtbev
-kviegssrbttldeuplan

Halbierung der Reparationszahlungen aber
Erhaltung der Rüstuugsungleichheit

WTB . Paris , 4. Febr . (Tel . ) Graf Wladimir d'Or -
« esso « veröffentlicht in der Zeitschrift „Europe Ronvelle"
einen „Plan für die Schaffung riner deutsch - französi -
fche « Finanzsolidarität auf breiter internationaler
Grundlage im Interesse der allgemeinen Befriedung ".

Der Vorschlag gipfelt daran , daß Frankreich in den beiden
kommenden Annuitätsjahren des Uoungplans Deutschland die
Hälfte der ungekürzten Zahlungen nachlaffen soll ; gleichzeitig
sollen die Bereinigten Staaten auf 50 Prozent ihrer Forderun¬
gen an die Alliierten verzichten. Dieser Verzicht soll durch
entsprechende Herabsetzung des gekürzten Teils der Uoung-
Zahlungen Deutschland gleichfalls zugute kommen. ES würden
also ohne formelle Änderung des Doungplanes oder des Lon¬
doner und Washingtoner Abkommens lediglich alle Zahlungen ,
die bi» Ende des Finanzjahres 1932/33 zu leisten sind , durch
zwei ' dividiert werden. Deutschland würde dadurch in dieser
Zeit der Weltwirtschaftskrise um 50 Prozent seiner Repara¬
tionsverpflichtungen, etwa 850 Millionen Reichsmark, entlastet
werden. Weiter schlägt d 'Ormesson vor, für die Jahre 1931/33
und 1932/33 die Militärlaste « in Deutschland und Frankreich
um je ein Zwölftel herabzusetzen, wodurch Frankreich t ; ::e
Milliarde Franken und Deutschland 58 Millionen Reichri. ark
ersparen würden . Für Frankreich be -ute der Vorschlag im
stnanziellen Endergebnis , daß einer M .udereinnahme von 980
Millionen Franken eine Ersparnis an Militärlasten von einer
Milliarde gegenüberstehe, so daß der französisch « Steuerzahler
in keiner Weise geschädigt werde.

*
In der „Ere Nouvelle" erklärt Herriot dazu u . a . : Deutsch¬

land sei unleugbar krank, aber es verfüge noch über einen gu¬ten und mutigen Arzt . Wenn Frankreich Deutschland helfenkönne, wäre das eine geschickte und vorsichtige Maßnahme ge-
?
en die „brutalen und blutdürstigen Chirurgen der Revolu»
ion " . Herriot findet den Plan d 'Ormessons etwas kompliziert.

In der vorgeschlagenenForm verlange man seiner Anficht nachvon Frankreich zu viel. Immerhin müsse man über den Plan
Nachdenken. Der Schlüffel der Europäischen Politik sei die
deutsch- französische Brrständigunz . Werde diese erreicht, dann
sei nichts zu befürchten; bleibe sie aber au », dann sei nichts zu
hoffen .

Die Auffassung in Berlin
dl . B e r l i n, 5. Febr . (Priv .-Tel.) JnBerltnerpoli -

tische « Kreisen werde» die Vorschläge d'Ormessons als
«in erster Versuch von ernsthaft z « nehmender
französischer Seite begrüßt . Man geht dabet davon«ns» daß der Artikel d'Ormessons ein Zeichen für die begin¬
nende Erkenntnis der dentfche » Notlage ist.Dabei sagt man sich allerdings , daß die Entscheidung über die
Anregungen gar nicht bei Deutschland, sondern ausschließlich»ri Frankreich und Amerika gesucht werde» muß. Infolge¬dessen werde man das Echo abwarte » müsse », das diese Vor¬
schläge finden . Dir Vorschläge selbst bedürfen natürlich spä¬terer gründlicher Korrekt « ». Da» gilt sowohl vonde« Vorschlag der Abrüstung um ei « Zwölftes die
Deutschland naturgemäß viel schwerer treffe « würde al »Frankreich, zumal «»abhängig davon «ach «och andere Staaten
bestehen , die gar nicht von eine« solche« AbrüstnngSabkommengetroffen würden, als auch von der finanzielle » Rech -

di« erhebliche Fehler aufweist . Daß aber derArtikel auch Aufsehen in Frankreich hervorruft , geht schonvarau » hervor, daß nna auch Herriot zu ihm das Wort er-

Abuahme der Arbeitslosigkeit in England
WTB . London, 5. Febr . (Tel ., . Die Zahl der Arbeitslosen

T? *“® am Januar 2 593 650, was eine Abnahme von
<56 gegenüber der Vorwoche bedeutet.

Finanzminister Dr. Schmitt führte in der
Mittwochsitzung des Badischen Landtags aus :

Die Stellung der Regierung zu den einzelnen Anträgen ,
die Gegenstand unserer Verhandlung sind , hat der Herr Be-
richterstatter in eingehender und ausführlicher Weise dar -
petan ; ich halte es daher nicht für nötig, noch einmal für
jeden einzelnen Fall diese Stellungnahme zu wiederholen : ich
möchte meine Ausführungen beschränken — aber sie dafür
konzentrieren auf den

8 7 a des Gebäudefonderstenergefetzes.
Denn die ' Erörterungen gerade über diesen Punkt stehen ja
im Mittelpunkt des Interesses ; sie haben Beunruhigung im
Lande hervorgerufen , und das ganze Land Plt ein Recht
darauf , zu hören, was denn nun wirklich an dieser Sache ist.
Der Herr Abg . von Au hat grundsätzliche Ausführungen zur
Gebäudesondersteuer gemacht . Er hat keine anderen Gedan¬
ken vorgetragen als diejenigen, die auch ich schon längst ge¬
hegt und geäußert habe.

Die Gebäudesonderstruer ist und bleibt eine Aus -
nahmesteurr ;

niemand ist ein Freund von ihr, ihr Ausnahmecharakter ist
das Bedauerliche. Sie ist nur von beschränkter Dauer , und
jeder Finanzminister muß Sorge haben, wenn er seine Finan¬
zen auf eine Steuer aufbauen will, bei der einmal das End»
kommen muß ; die Steuer hat noch das weitere Nachteilige»
daß sie so komvliziert ist wie keine andere Steuer (Sehr rich¬
tig ! , . Sie ist deswegen eine unglückliche Steuer » weil wir bei
der „Friedensmiete " die heutigen Verhältnisse zurückdettken ,
zurückrevidieren und zurückversetzen müssen auf den 1. Juli
1914 — und darin besteht die Schwierigkeit (Sehr richtig ! ,.
Ich habe weiter ausgeführt , wie ich auch in Berlin bei den
Beratungen im Reichsrat mich dagegen ausgesprochen habe,
daß man mit einer Steuer die andere senken will : mit der
Gebäudesondersteuer die Realsteuern . Ich Hab« mich dagegen
ausgesprochen, daß man mit einer Sondersteuer — wie es
die Gebäudesondersteuer nun einmal ist — eine allgemeine
Steuer senkt ;

wen» mau Steuern senke» will , muß mau zuerst
einmal die Ausnahmen beseitigen.

Ich habe mich weiter dagegen ausgesprochen, daß man diesean sich wünschenswerte steuerliche Entlastung der Industrie
durchführt auf Kosten des Hausbesitzes. Meine AuSführun -
gen weichen von den Ausführungen des Herrn Abg . von Au
und anderer Herren nicht ab, aber bei aller grundsätzlichen
Stellungnahme müssen wir doch unterscheiden zwischen
Grundsatz und zwischen der Politik des Möglichen. Das ist
auch von anderer Seite anerkannt worden, und ich bitte, es
mir nicht in übel zu nehmen, wenn ich noch einmal auf einen
Fall zurückkomme , den der Abg . Dt Führ gestern erwähnt
hat . Der sächstsche Finanzminister , Herr Dr. Weber, der au »
der Wirtschaftspartei stammt, hat gewiß seine grundsätzliche
Stellungnahme gegen die Gebäudesondersteuer nicht dadurch
aufgegeben.

baß es ihm währeub seiner mehrjährigen Tätigkeit
als Finanzminister nicht gelungen ist, die Gebände-
fondersteuer in Sachsen anders , « gestalten als sie ist.

Und der sächsische Minister Fumetti , der aus der Auftver-
tungspartei stammt, hat gewiß seine grundsätzliche Stellung¬nahme gegen die Art und Weise , wie die Aufwertung geregeltworden ist, nicht preisgegeben dadurch , daß es ihm nicht ge¬lungen ist, während der ganzen Zeit seiner Tätigkeit die Auf¬
wertungsfrage anders zu regeln, als wir sie haben. Ich freue
mich auch , daß der Abg . Dr. Schmitthenner gestern zugegebenhat, daß ein Unterschied besteht zwischen Grundsätzen unb
zwischen dem Erreichbaren. Ich möchte nur wünschen, daßaus solchen Erkenntnissen die nötigen Konsequenzen gezogenwerden.

Di« Gebändefonderstener in Bade« beruht auf einem RrichS -
befehl; wir könne « gar nichts mache», wir müssen die Ge-
bäudefonderstener erheben. Und sie beruht, soweit Jet § 7ain Betracht kommt , auf der Notlage unserer Finanzen . Im
gegenwärtigen Budget regiert der eiserne Imperativ der Rot .der eiserne Imperativ der Wirklichkeit , und solange Sie diese
Wirklichkeit nicht beseitigen,

sehe ich keine Möglichkeit , den 8 7a vorerst zu beseitigen.
Run hat man mir gesagt, man hätte statt einer Erhöhungder Gebäudesondersteuer nach § 7 a

die Bürgersteuer einführe« solle»,
Und einführen können , die ja im Entwurf eines Finaiizgeset -
zes enthalten war . Jawohl , sie war darin enthalten , und wir
haben sie zurückgcnommen . als wir erkannten, daß da»
Reich eine Bürgersteuer einführt . Das Reich hat sie ringe -
führt , und wenn wir unseren Vorschlag belassen hätten , sohätten wir eine papierene Deckung ;
den» die badische Bürgersteuer wäre beseitigt durch dir Reichs¬

bürgersteuer.
Es verträgt sich eben nicht mit unserm Reichsverfassungsrecht,daß neben einer Reichsbürgersteuer noch einmal eine andere
Bürgersteuer besteht kraft Landesrechts; denn Reichsrechtbricht Landesrecht, auch das übereinstimmende Und dann
ftnb jn dev Bestimmungen unseres Regierungsentwurfs Ein¬zelheiten enthalten gewesen , die durchaus im Widerspruchstehen mit den Vorschriften der Reichsnotverordnung über die
Bürgersteuer . Alle diese Bestimmungen wären beseitigt gewe¬sen : wrr hätten vielleicht % Jahr lang bis 1 . Jult die Bür -
gerabgabe erheben können : bis dorthin hätten wir eine Dek-

kung gehabt, aber von dieserZeit an würden wir infolge der
Reichsbürgerabgabe vor einem Nichts stehen , soweit die Bür¬
gerabgabe in Betracht kommt . Wenn wir lediglich grundsätzlich
handeln wollten , dürften wir auch gar keine Realsteuern ha¬ben. denn unsere Realsteuern sind ein Rückschritt, sie sind ein
Rückschritt von der Subjektsteuer zur Objektsteuer.
Wir haben früher in Baden vor dem Krieg keine Rralsteuern

gehabt.
Wir hatten zwei Steuern , die Einkommensteuer und die Ver¬
mögensteuer. Das sind Subjektsteuern , das sind gerechte Steu¬
ern und das sind meiner Ansicht nach die einzig gerechtenSteuern , an denen man die Schulden und Schuldzinsen ad»
ziehen kann . Ideal wäre es. Reich- und Landesfinanzen auf -
zubauen nur auf der Einkommen- und Vermögensteuer, undden Ländern das Recht der Zuschläge zur Einkommen- und
Bermögensteuer zu geben . Trotz dieser Stellungnahme zu den
Realsteuern haben wir eben gar keine anderen Mittel , weil
das Reich die anderen Steuern an sich gezogen hat.

Ich Habs mich im Ausschuß außerordenttich gefreut über di»
ruhige Aussprache und ruhige Beurteilung dieser Fragen , und
ich glaube , wesentlich zu dieser ruhigen Aussprache und ruhigen
Beurteilung hat beigetragen , daß auch die Herren , welche den
Antrag gestellt haben , den 8 7a aufzuheben, davon ausgegan-
gen find,

es sei aus fiuanzielleu Gründen gar nicht möglich,rückwirkend diese » 8 7a anfznheben.
Das ist eine Erkenntnis , die erfreulich ist. Des weiteren hat
mich gefreut , daß man den Standpunkt vertreten hat, die Be-
seitigung irgendeiner Einnahme im Budget kann nicht eher in
Frage kommen, bis festgestellt wird, wie wird der Ausfall ae-
deckt ? Die Möglichkeit ist hier

die Sparreform .
Diese Möglichkeit besteht auf Grund des Gutachtens der Spar ,
kommisfion, und ich möchte nur hoffen, daß alle die Entrüstungund Mißstimmung , die gegen den 8 7» besteht , und die sich zu-
nächst nur negativ gezeigt hat, sich in positivem Sinne auswir .ken möge, aber nicht im Regieren des 8 7a . Zuerst muß dies»
Entrüstung zusammengefaßt werden, gewissermaßen wie ineiner Turbine , und mit dieser Kraft , die uns alle leitet, müssenwir alle daran gehen, das Gutachten der Sparkommission zuprüfen . Wenn das Gutachten der Sparkommission dazu führt, .daß wir Ausgaben sparen können , !

dann kann auch der 8 7a fallen
(Abg . Maier : Sehr gut ! ) . Wer senken will , mutz mir zuerst !
sagen, mit welchen Einnahmen er senken oder welche Erspar -
nisse er machen will (Zwischenruf von kommunistischer Seite ) .Da » hat mit Opposition und Koalition gar nichts zu tunl Au »,
gaben und Deckung sind ein notwendiger innerer Zusammen-
hang . Wenn Sie in ein Bierrestaurant gehen und ein Gla»Bier haben wollen, also diese Ausgabe machen wollen , dann
müssen Sie das nötige Geld in der Tasche haben. Wer in den
Landtag geht und den Antrag stellt , daß bestimmte Einnahmen
gesenkt werden , der muß andere Vorschläge in der Tasche ha¬ben . Das ist eine innere Notwendigkeit . Nun sagt die Oppo¬sition, sie könne das nicht , weil sie nicht die nötige Verbindunghabe mit der Regierung . Meine Damen und Herren, das istsehr einfach I Statt eines Antrages auf Ausgabensenkungrich¬ten Sie doch eine Anfrage an die Regierung, eine Kurze oder
Förmliche Anfrage , in der Sie sagen , ich mochte die Gebäude¬
sondersteuer, den 87a gesenkt haben, bitte Regierung, teile mirmit , ob und wie das möglich ist ! Sie haben alle die Möglich¬keit , das zu machen. Ich freue mich aber, daß auf diesem Ge¬biet der Erkenntnis des notwendigen inneren Zusammenhangs
zwischen Ausgaben und Einnahmen , überhaupt der Erkenntnisder Notwendigkeit des Gleichgewichts im Budget erhebliche
Fortschritte gemacht worden find. Der erste Fortschritt ist der,daß m Artikel 3 des Finanzgesetzes steht,

wen» der Landtag eine Ausgabe beschließt, ein« Aus-
gabeaerhöhung , so muß er auch für dir Deckung sorge«.

Al» zweites erfreuliches Zeichen betrachte ich
da« Jnitiativgesrtz,

den Antrag , der gestern verlesen worden ist, und ich freue mich,
daß hinter diesem Antrag auch die Opposition steht, daß sie sichmit beteiligt hat . DaS ist sachliche Arbeit; so kommen wir
weiter und so arbeiten wir auch miteinander. Es ist durchau »
richtig : wer den Antrag stellt , daß eine Einnahme gesenkt wird,der muß sich auch gleich darüber klar sein, wie sonst die Aus¬
gaben gedeckt werden können. Ja , meine Damen und Herren,wir müssen in der Beschneidung de« Parlament » noch einen
Schritt weiterkommen (Zuruf des Abg. Lechleiter ) . Ich gehe
sogar so weit, daß ich sage , der Herr Landtagspräfident darfeinen Antrag überhaupt nicht in Behandlung nehmen , wenn
nicht gleichzeitig die Deckungsfrage geregelt ist, und die Mög-
lichkeit ist gegeben durch vorherige Anfrage bei der Regier««»
(Zwischenbemerkungen von den Kommunisten) . Ich komme

zu « 8 7a.
Zunächst aber muß ich eine Ausführung machen über die Rot-
Verordnung und

über die SrnkungSmöglichkeit hinsichtlich der GebSnde -
sonderstener.

Die Reichsregierung ging davon au», daß au» der Gebäude¬
sondersteuer Mittel frei sind . Ob diese Auffassung zutreffend
ist, habe ich nicht zu beurteilen . Wenn aber jemand davon
auSgeht , daß in der Gebändefonderstener oder aus der Ge-



bäudesöndersteuer Mittel frei werden, so müßte man , wie ick!
schon gesagt h .'.be, in erster Reihe verlangen ,

daß die Gebändesvnderstener selbst gesenkt wird.
Da hat nun die Steuernotverordnung eine Bestimmung, die
leider für Baden nicht anwendbar ist — nicht deswegen, weil
Grundsteuer nicht auf den Mieter übcrwälzt werden kann, son¬dern aus einem ganz anderen Grunde :

Wen« wir in Baden die Gebäudesonderstrner senken .wollten, so wäre das nur in der Weise möglich, daßf
die Gebäude eine doppelte Senkung erfahren würden :

einmal bei der Gebäudesonders. cuer , und zweitens wür , e . i die
Häuser , wenn wir die Realstcuern senken , nochmals an der
Nealsteuersenkung teilnehmsn , und zwar aus dem einfachenGrund , weil es vei uns nicht wie in Preußen ist, wo u . a.
die Gebäudesteuer und das übrige , was wir Grundsteuer nen¬
nen, vollständig getrennt sind , sondern weil das bei uns in
einer Summe beisammen ist ; es ist gar nicht möglich , bei der
Ntealsteuersenknng Gebäude und anderes Grundverinögen zutrennen . Deswegen ist es bei uns technisch unmöglich, soweites sich um die Grundsteuer handelt , einerseits die Gebäude¬
sondersteuer um die 3 v . H . zu senken und anderseits die
Steuer auf das übrige Grundvermögen zu senken , und zwarum den Betrag , der dafür aus der Gebäudesondcrsteuer freiwird . Groß wäre ja der Betrag nicht , aber ich bespreche ja
hier nur eine theoretische Frage . In Preußen ist das anders ,dort kann man die Gebäudesondcrsteuer um 3 v . H . senken ,im übrigen aber die Gebäude von der Nealsteuersenkung aus¬
nehmen und nur das andere Grundvermögen durch Realsteuer¬
senkung senken . In der Verordnung des Herrn Reichspräsi¬denten steht , daß in diesem Falle die Gebäudesteuersenkung
vorgenommen werden dürfe an Stelle der Realstcuersenkung-
Das Wort „an Stelle " ist der Grund , warum wir den Para¬
graphen nicht anwenden können;

denn in Baden müßte ja die Realsteuersenkung bei
den Gebäuden nicht an Stelle der Geöäudesonder-
steuer, sondern neben ihr , also doppelt, stattfinden.

Der Paragraph ist nicht anwendbar , und ich habe außerordent¬
lich bedauert , daß es in dieser Notverordnung Bestimmungen
gibt, die nur für Preußen Anwendung finden . — Nun wollen
wir einmal die Frage untersuchen:

Worin liegt denn die Erhöhung der Gebäudesonder¬
steuer beim 8 7 «?

Zunächst : Nicht alle Gebäudesondersteuerpflichtigen werden
durch diesen § 7 » belastet ; es ist nur ein Teil der Gebäude-
sondersteuerpflichtigen, aber ein Teil , den wir nicht feststellen
können , da uns die Statistik fehlt. Aber das andere könnenwir feststellen — und das ist meine Meinung —, daß in dem
ß 7 a ein gerechter Ausgleich liegt, ein gerechter Ausgleich nach
Maßgabe der Leistungsfähigkeit. Alle Steuern sollen aufge¬baut sein nach dem, was ein Objekt erträgt . Je mehr ein
Objekt erträgt , desto mehr kann man es besteuern, und je weni¬
ger es erträgt , desto weniger soll man es besteuern.

Um Ihnen das klarer zu machen , darf ich mich auf einen
Artikel der „Badischen Presse " Nr. 53 vom 1. Februar beziehen.Dort wird von einem, der als Sachverständiger bezeichnet wird,
ausgeführt , man müsse dafür sorgen, daß die Gebäudesonder-
fteuer nicht mehr als 38 v. H. der Friedensmiete betrage, und
diese Forderung ist, fettgedruckt , folgendermaßen formuliert :

„Mehr als 36 v. H. der Friedensmiete bei Gebäuden
nach 8 7 s Abs . 2 und 28 v . H. der Friedensmiete bei Ge¬
bäuden nach § 7 a Abs . 4 dürfen als Gebäudesondersteuer
nicht erhoben werden."

Ich stimme dieser Auffassung vollständig zu ; denn das ist
badisches Gesetz . Ich muß mich wundern , daß jemand als
Sachverständiger bezeichnet wird, der noch nicht einmal weiß,
daß eine höhere Gebäudesondersteuer als 36 v . H. der Frie¬densmiete gar nicht erhoben wird. Der Verfasser dieses Ar¬
tikels glaubt , daß bei uns in Baden die Gebäudesondersteuer
erhoben werde nach der Friedensmiete .

Bollständig falsch !
Unsere Steuer wird erhoben mit 18 Reichspfennig von 100
Reichsmark Gebäudesondersteuerwert . WaS erhöht wird, das
find diese 18 Reichspfennig; aber erhöht wird damit nicht der
Anteil an der Miete,

sondern der Anteil der Miete bleibt eben 36 Prozent
der Friedensmiete .

Nur das eine ist festzustellen, daß diejenigen Hausbesitzer, die
bisher mehr als 6 Prozent des Gebäudewerts an Miete be-
ogen haben, weniger Steuer bezahlt haben als 86 Prozent
er Friedensmiete . Ich hätte von einem angeblichen Sachver¬

ständigen erwartet , daß er die Begründung zu dem Gesetzkennt. Die Begründung zu dem Gesetz lautet folgendermaßen— ich muh sie wörtlich verlesen:
„Bei allen Gebäuden , deren Friedensmiete höher ist als

6 v. H. des Steuerwerts , beträgt nun die Gebäudesonder¬
steuer in Hundertteilen der Friedensmiete tatsächlich nicht
36 und 28 v . H ., sondern weniger " — und es sind dann
auch gleich die Wenigerzahlen ausgerechnet —. „Diese
Steuerpflichtigen haben daher im Vergleich zu den Eigen¬
tümern von Gebäuden mit einer Friedensmiete von nur
6 v . H . allein aus diesem Grunde eine im Verhältnis zur
höheren Friedensmiete geringere Gebäudesondersteuer zu
entrichten. Diese ungewollte steuerliche Vergünstigung be¬
trägt zum Beispiel bei einer Steuer von 36 v . H. der
Friedensmiete schon bei 6,5 v. H. Friedensmiete 2,8 v. H.
der Friedensmiete und bei 10 v. H. der Friedensmiete so¬
gar 14,4 v. H . der Friedensmiete " usw.

Um noch einmal ein einziges Beispiel klar herauszustellen :
Wer eine Friedensmiete von 10 v. H . des Steuerwerts gehabt
hat, hat früher keine 36 Prozent Friedensmiete gezahlt, son¬dern nur 21,6 Prozent , hat also, gemessen an heutigen Ver¬
hältnissen, 14,4 Proz . Friedensmiete weniger bezahlt. Die ein¬
zigen, die früher mehr als 36 Prozent der Friedensmiete be¬
zahlt haben, sind diejenigen, deren Friedensmiete weniger als
6 v. H- des Steuerwertes war . Denn wenn derjenige, oer
6 Prozent hat . 36 Prozent Friedensmiete bezahlt, so zahlte
derjenige, der nur 4 Prozent hatte , 50 Prozent mehr . So ist
die Sache. Ich freue mich, daß die „Badische Presse" dieses
Beispiel gebracht hat ; ich wäre sonst gar nicht auf den Gedan¬
ken gekommen , eine Sache, die so selbstverständlich ist wie nur
etwas , zu widerlegen. — Es steht also fest :

Niemand in Baden zahlt mehr als 36 Prozent Frie¬
densmiete, und die Bestimmung des 8 7 » hat nur die
Wirkung, »ah diejenigen, die bisher weniger als
38 Prozent Friedensmiete bezahlt haben, jetzt diese

36 Prozent zahlen.
Wir sind in Baden nicht das einzige Land , das eine solche

Bestimmung hat . Der hessische Herr Finanzminister hat mir
erklärt , auch die hessischen Finanzen hätten geradezu verlangt ,daß er eine dem 8 7 a entsprechende Bestimmung bringt . Dort
ist allerdings die Grenze , von der aus hinauf - oder herunter -
gercchnet wird , nicht 6 Prozent , sondern 5 Prozent . Das
wirkt sich natürlich für die Hausbesitzer noch wesentlich ungün¬
stiger ans . Ich muh nochmals auf Sachsen Hinweisen ; Sach¬
sen ist das Land , das nach Friedensmiete besteuert.

Wir besteuern nach Stenerwert .
(Fortsetzung der Rede in der Beilage )

«ns dem «ekchStas
Stegerwald über die Lohnfrage

In der Mittwochsitzung des Reichstages gab ein kommuni-strscher Antrag auf Aufhebung der Schkichtungsnotverordnungin Verbindung mit kommunistischen und sozialdemokratischenInterpellationen über den Lohnabbau dem Reichsarbeitsmini ,ster vr . Stegerwald Veranlassung zu kurzen Ausführungenüber die Lohnfrage.
Der Minister wies die Auffassung zurück, daß die notwen-

dige Entlastung der Wirtschaft allein von der Lohnseite hererfolgen könne , er bezeichnete es aber auch als unmöglich ,in der jetzigen Notzeit der Wirtschaft und angesichts der gro-ßen Arbeitslosigkeit die bestehende « Löhne durch die Staats¬macht z« stabilisiere» . Das staatliche Schlichtungswesen habenur die Aufgabe, mäßigend und ausgleichend in den sozialenKämpfen zu wirken. Der Minister , der sich für die mit der
Notverordnung erreichte Änderung der Schlichtungsordnungeinsetzte , erklärte sich mit einer Überweisung der vorliegendenAnträge und Interpellationen an den Sozialpolitischen Aus¬
schuß einverstanden.

In der Aussprache traten auch die Redner der Deutsch¬nationalen und der Nationalsozialisten für den kommunisti¬schen Antrag ein. der schließlich mit den Interpellationen dem
Sozialpolitischen Ausschuß überwiesen wurde.Der Bericht des Haushaltsausschusses über die Verbilligungvon Frischfleisch für die minderbemittelte Bevölkerung wurde
gegen den Protest der Kommunisten und Nationalsozialisten
znrückgestellt , bis der Bericht des Handelspolitischen Aus¬
schusses zu der gleichen Frage vorliegt.

Heute, Donnerstag , um 3 Uhr nachmittags , soll die zweiteBeratung des Etats mit dem Haushalt des Reichskanzlers
beginnen . Verbunden damit ist der nationalsozialistische An¬
trag auf Reichstagsauflösung .

Die Vereinbarungen mit der DVP .
Über das Ergebnis der Verhandlungen der Reichsregierungmit der Deutschen Volkspartei wird mitgeteilt :
1 . Welche Einnahmeausfälle infolge der Einflüsse der all¬

gemeinen Wirtschaftsverhältnisse gegenüber den Etatsansätzeneintreten können, läßt sich heute mit voller Sicherheit endgül¬tig nicht übersehen.
2. Der Reichskanzler und Reichsfinanzminister sind mit der

Deutschen Volkspartei einig darin , daß solche Ausfälle nur
durch weitere Ausgabenkürzungen und nicht durch Erhöhung
irgendwelcher Lasten oder durch Vermehrung von Schulden
gedeckt werden dürfen .

3 . Um der Reichsregierung die einwandfreie Möglichkeit
solcher Ersparnisse zu schaffen , wird die Regierung den Reichs¬
tag um eine entsprechende Ermächtigung ersuchen .

Die ttefoem dev Llvbettslosenhttfe
Die Ausgaben der Studienkommission

Die von der Reichsregierung eingesetzte Kommission zur Un¬
tersuchung des Problems der Arbeitslosigkeit tritt heute, Don¬
nerstag , zu ihrer ersten Sitzung zusammen , um das Pro¬
gramm für die Durchführung ihrer Arbeiten festzustellen.Ein Mitglied der Kommission äußerte sich, der „Voss. Ztg ."
zufolge, über die Aufgaben, die von ihr zu lösen sein werden :
Es kann nicht Aufgabe der Kommission sein, eine Enquete
zu liefern . Wir werden sicherlich eine große Anzahl von Ver¬
nehmungen durchführen, und zwar in erster Linie von Per¬
sönlichkeiten , die mit den Dingen praktisch zu tun haben, um
von ihnen eine lebendige Anschauung besitzen . Wir werden
die Aussagen und Untersuchungen auch wohl schriftlich nie¬
derlegen. Aber unsere Aufgabe ist nicht die einer wissenschaft¬
lichen Enquete .

Es muß nach meiner Ansicht alles in den Kreis unserer
Betrachtung gezogen werden, was mit dem Problem der Ar¬
beitslosigkeit zusammenhängt , also nicht nur die Ursachen ,
Erscheinungsformen , sozialen und politischen Wirkungen der
Arbeitslosigkeit, sondern auch Fragen der Lohnpolitik, Preis¬
gestaltung, und selbstverständlich auch die mit der Frage der
Behebung oder Verminderung der Arbeitslosigkeit zusammen¬
hängenden Probleme , wie Arbeitsstrecknng und Lohnprämien .

Unsere Arbeit wird allerdings beschränkt bleiben müssen
auf die rein sozialpolitische Behandlung der Fragen ; wirt¬
schaftspolitische , handelspolitische Gesichtspunkte müssen also
ausscheiden.

In welcher Form die Ergebnisse der Arbeiten formuliert
werden, muß sich erst in der Kommission selbst ergeben. Ich
verstehe unsere Aufgabe so, daß wir auch Vorschläge für Be¬
kämpfung der Arbeitslosigkeit machen sollen. Diese Vorschlägedann zu Gesetzentwürfen zu konkretisieren, wird allerdings
nicht mehr Aufgabe der Kommission, sondern der zuständigenStellen sein.

3 Aahve 8 füottoie Gefängnis
für Tausend

WTB . München , 5. Febr . (Tel .) Im Tansend -
Prozeß wurde heute mittag folgendes Urteil ver¬
kündet: Tausend ist schuldig fünf Vergehen des voll¬
endeten und eines Vergehens des versuchten Betrugs
und wird zu einer Gefamtstrase von 3Jahren « nd8 Mo¬
naten Gefängnis verurteilt . Auf diese Strafe werden
ein Jahr 8 Monate Untersuchungshaft angerechnet. In einem
Falle wird er von der Anklage des versuchten Betrugs freige-
fprochen . Soweit Verurteilung erfolgte, hat Tausend die Ko¬
sten des Verfahrens zu tragen . Das Material wird ringe¬
zogen .

Rene Erdstöße ans Renieelanv
WTB . Wellington, 5. Febr . (Tel . 2.15 Uhr nachm .) . In der

Umgebung von Rapier haben die Erderschütterungen wieder
begonnen. Infolgedessen sind neue Einstürze erfolgt , und die
Panik der Bevölkerung hat noch zugenommen.

&leitte ShvorrW
Der Direktor des Luftschiffbau Zeppelin , Wilke, der in

Moskau und Leningrad mit großem Erfolg über die Verwen¬
dungsmöglichkeiten des Luftschiffes als Verkehrsmittel Vor¬
träge gehalten hat. ist plötzlich in Moskau schwer erkrankt.
Wilke hat jahrelang dem Grafen Zeppelin zur Seite ge-
standen.

Ein großes Wafferflugzeng der englischen Marine stürzte
über der Reede von Pltzmouth ab . explodierte und sank binnen
weniger Sekunden . Renn Mann der Besatzung, darunter der
Pilot , sind ums Leben gekommen. Die Maschine war ein drei-
Motoriges Ganzmetallflugzeug , das die Bezeichnung „Iris III "
führte und außer der normalen Besatzung von neun Mann
noch 28 Personen zu befördern vermochte .

Im Berliner Mordprozeß Ulbrich wurden Stolpe wegen Mor¬
des znm Tode, wegen Unterschlagung zu 6 Monaten Gefäng¬nis , Luise Neumann wegen Mordes und Unterschlagung zu
8 Jahren 2 Monaten Gefängnis , Benzinger wegen Totschlag»und Unterschlagung zu 6 Jahren 3 Monaten Zuchthaus , sämt¬
lich unter voller Anrechnung der Untersuchungshaft , verur -
teitt.

« In Antrag de» Stahlhelm « auf Volksentscheid «Die Bundesleitung des Stahlhelms hat an den preußische »
Innenminister ein schreiben abgejandt , in dem beantragt wird -das folgende Volksbegehren zuzulaffen : „Der am 20. Raigewählte Landtag ist aufznlöfen . " .. .Das Schreiben nimmt für den Stahlhelm in Anspruch , daü>lÄt ^ 2 * 0U§ i cmct Mitgliederzahl die erforderliche Glaub,haftmachung einer ausreichenden Unterstützung einwandfrei>° daß es der Beibringung weiterer Unterschriften nicht 'Ä gesetzlichen Bestimmungen müssen nämlich '.

'
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gebracht oder es muß glaubhaft gemacht werden, daß 100 06gß*® 06" Antrag unterstützen. Für den Fall , daßdie Glaubhaftmachung nicht anerkannt werden sollte , ist bereit»d,e « animlung von Unterschriften eingeleitet .
ERB . Berlin , 5. Febr . (Prlv . -Tel .) Wie wir erfahren ist°uf Einleitung eines Bolksbegeh. 'rens für d,e Auflösung des Preußischen Landtages heute fritfil' v^ p*bußrschen Innenministerium eingegangen . ,Sn Kreisen der preußischen Regierung hält man es zwn»,für möglich , dah die für das Volksbegehren notwendige Stim »aufgebracht werden wird, dagegen beurteilt man di, !Aussichten eines Volksentscheids recht skeptisch. Es wird dar. !« ' ' s Angewiesen, daß^die Hälfte aller Stimmberechtigten , also !"der 13 Millionen stimme «, notwendig ist, während dichgrößte Zahl der Stimmen , die jemals bei einer solchen Ge - '

legenheit aufgebracht worden ist, nämlich bei der Abstimmung!über die Fürstenabfindung , im ganzen Reich nur 14 Million!neu betrug . )In Kreisen des Stahlhelms werden die Aussichten natür » '
lich ganz anders beurteilt . Dian rechnet damit , daß nicht au»die Nationalsozialisten und die Deutschnationalen , sondernauch die Wähler der Gruppen der gemäßigten Rechten mit-machen werden. Was der Termin anlangt , so rechnet man .damit , daß das Volksbegehren etwa Ende März , der Volkseentscheid aber kaum vor September stattfinden wird , da di,gesetzlich vorgesehenen Fristen recht lang sind .

Festnahme eines kommunistischen Stadtrates ,in München
WTB . München, 5. Febr . (Tel . ) Am Donnerstag frühwurde der kommunistische Stadtrat Huber wegen Hochverrate-festgenommen. Die Festnahme erfolgte auf Grund von Aus-,führungen Hubers , des Führers der kommunistischenFraktion, !in der Sitzung des Stadtrates vom 3. Februar im Zusammen » !hang mit der endgültigen Abgleichung des Defizits des Ge-,meindehaushalts 1930 . Dabei war es zu Tumulten der Tri »!

bünenbesucher gekommen , so daß der Oberbürgermeister die Ga-'lerie räumen ließ. Huber wird dem Gericht übergeben werden. '

Der Auswärtige Ausschuß des Reichsrates hat am Mittwoch!einen Bericht des Reichsaußenministers vr . Curtius über die'
Genfer Vülkerbundsverhandlungen entgegengenommen . De«preußische Ministerialdirektor Nobis sprach dem Minister iwwarmen Worten den Dank und die Anerkennung für das inGenf Geleistete aus .

Der neue Gesandte in Peking. Wie das „B. T ." erfährt ''
ist das Agrement der chinesischen Regierung zur Ernennung ,des Ministerialdirektors vr . Trautmann als deutschen Gesand. 'ten in Peking in Berlin eingctroffen . Die Ernennung selbstwird in den allernächsten Tagen amtlich bekanntgegeben wer¬den.

Arbeitszeitverkürzung in Leuna , ll n Entlassungen zu der-meiden, wird im Ammoniak-Werk (Leunawerk ) MerseburgG . m. b. H. des I . G . Farben -Konzerns in den durchlaufen,den Wechselschichtbetrieben ab nächster Woche die wöchentlich «Arbeitszeit von 48 Stunden auf 42 Stunden verkürzt. Di»Zahl der Wechselschichtarbeiter beträgt etwa 4000 .
Neues Lohnangebot im Saarbergbau . In den Lohnver¬handlungen im Saarbergbau haben am Mittwoch die Vertrete »!der Generaldirektion nach nochmaliger Nachprüfung ihre«Selbstkosten ihre Forderung eines 9,4prozentigen Lohnabbane»auf 8 Prozent herabgesetzt . Die Gewerkschaften erklären je*

doch, daß auch in diesem neuen Angebot keine Möglichkeit zu»Verständigung liege. Voraussichtlich werden die Verhandlun¬gen kommende Woche in Paris im Ministerium für öffentlich«Arbeiten fortgesetzt werden.

Die Sterrevdebatte im Landtag
(17. Sitzung .)

' DZ . Karlsruhe , 5 . Febr . 1931.
Zu Beginn der heutigen Vormittagssihung macht PräsidentDuffner dem Haus Mitteilung von der erschütternden Kundevon
dem Hinscheiden des Alterspräsidenten Gustav Habermehl,der gestern nachmittag 3 Uhr in der Freiburger chirurgischenKlinik verstorben ist . Er widmet ihm ein ehrenvolles Geden¬

ken und kennzeichnet den aufrechten, ruhigen und konzstian-
ten Menschen , der sich allenthalben der größten Sympathien
erfreute . Er hat seine Pflicht im öffentlichen Leben in voll¬
stem Maße erfüllt .

Für die Deutschnationalen gibt Abg. vr . Schmitthenurr der
tiefen Trauer um den Heimgegangenen Ausdruck, dessen Platzim Rondell ein Lilienstrautz mit schwarz -weiß-rotem Bande
ziert .

Während der beiden Ansprachen hatten sich die Abgeord¬neten von den Sitzen erhoben.
Rach Eintritt in die Tagesordnung wird die

Steuerdebatte
fortgesetzt.

Abg . Rückert (Soz .) hebt die soziale Gestaltung der badi¬
schen Realsteuergesetzgebung und die tiefeinfchneidende Wir¬
kung der Notverordnung vom 1. Dezember hervor. Die Re¬
gierung möge ausreichendes vergleichendes Material vorlegen,damit man sich ein endgültiges Urteil bilden könne. Grund¬
sätzlich sei die Sozialdemokratie immer für ein einheitliche»
Steuerrecht eingetreten . Dabei mühten aber die sozialen Ge«
fichtspunkte beachtet werden, die in der Verordnung de»
Reichspräsidenten nicht enthalten seien. Deshalb wollen wir
den Ländern die bisherige Möglichkeit , soziale Steuerstufe «
einzusühren , belasten. Was die Gebäudefondersteuer anlangt ,
so seien die Sozialdemokraten der Auftastung , daß fich die
ganze Steuerpolitik von Reich , Ländern und Gemeinden auf
einen allmählichen Abbau fich einstellen muß . Leider wolle die
Verordnung vom 1 . Dezember Mittel aus der Sondersteuer
verwenden, um die Normalrealsteuern zu senken . Es sei eine
merkwürdige Steuergesetzgebung, dir auf der einen Seite im¬
mer neue Steuern einführt , um auf der anderen Seite em«
Senkung durchzufühcen. Was den ß 7 a betrifft , so sei zu Hof-
fen, daß durch die badische Verordnung vom 26 . Januar , der
Begrift Friedensmiete eindeutig fepgelegt wird.

li



£ er Redner bejchäsrigr sich mit den Anträgen der Deutsch ,
nationalen und Kommunisten, - je er ablehnt . Die National »
sozialiften, die die Besteuerung der Aufsichtsratöeinkünfte und
Dividenden verlangen , mühten gezwungen werden, im Reichs¬
tag Farbe zu bekenne » . Dem Antrag zugunsten der Tabak-
arbeiter stimmt die Sozialdemokratische. Fraktion zu.

Abg. Dr. Waeldin (Staatsp . ) führt aus , niemand könne mit
der heutigen Art der Gebäudesondersteuer zufrieden sein. Die
Aussprache habe gezeigt, datz die Steuer nicht nur hart und un¬
gerecht, sondern in weiten Kreisen geradezu verhaßt ist, weil
fie ihren ursprünglichen Charakter verloren hat und zu einer
unerträglichen Belastung des Grund - und Hausbesitzes wurde.
Darum freut es uns , dah der Abg . l )r. Föhr mit ungewohnter
Schärfe erklärt hat, dah diese Steuer nicht verewigt werden
kann. Der Antrag von Au ist in seiner Tendenz durchaus zu
begrüßen . Nur über den Zeitpunkt ist man sich nicht einig.Wir wollen uns zunächst damit zufrieden geben, wenn bei der
Veranlagung gerecht verfahren wird. Die Regierung muh
endlich an den Abbau herantreten , wenn nicht noch mehr selb¬
ständige Existenzen vernichtet werden sollen . Es wäre besser
gewesen , man hätte auf den 8 7a verzichtet. Wir wollen nun
abwarten , wie sich die Veranlagungsverordnung auswirkt . Die
Regierung muh aber scharf aufpassen, um eine unrichtige, un¬
gerechte Veranlagung hintanzuhalten . Wir begrüben den An¬
trag des Zentrums auf Ilmbau der Gebäudesondersteuer in
eine Entschuldungssteuer. Mehr denn je müsse man an Stelle
von Neubauten das Augenmerk heute darauf richten, alte Woh¬
nungen zu erhalten . Das Matz der Wohnungsnot ist verschie¬den . Die Regierung möge in Bälde wieder eine Übersicht vor¬
legen . Man sollte mit dem Neubau besonders größerer Woh¬
nungen Schluß machen . Die Mieten müssen in einem ange¬messenen Verhältnis zum Arbeitseinkommen stehen . GrößereWohnungen könnten zerschlagen und daraus zwei oder drei
kleinere Wohnungen gemacht werden. Unser Antrag hat auch«ine soziale Seite . Der Wohnungsausbau würde dem Bau¬
handwerk und Hunderttausenden von Bauarbeitern Beschäf¬tigung geben. Der von uns vorgeschlagene Weg ist aber nur
möglich im Zusammenwirken von Reich , Ländern und Gemein¬den. Die Bezuschussung von Reparaturen und Erhaltung müssezur Regel werden. Man könnte den Hausbesitzern langfristigezinslose Darlehen geben und Steuernachlässe gewähren .

Abg. Kroenlein vom Evang . Volksdienst beschäftigt sich mitden Veranlagungsrichtlinien und erklärt sich für eine baldigeBeseitigung der Gebäudesonderstener.
Finanzminister Dr. Schmitt stellt einiges in den Ausführun¬gen des Vorredners in bezug auf die Vollzugsverordnung zum8 7a richtig .
Um 11 Uhr wird die Sitzung abgebrochen, da die Fraktionen

.Sitzungen abhalten wollen.
Nächste Sitzung nachmittag 4 Uhr.

*

Rechtspflegeausschuß
Der Rechtspflegeausschuß behandelte einen Antrag des Abg .Graf (Zentr .) , der ein Zugabeverbot beim Warenverkauf for-dert . Die Regierung schlug einen Mittelweg für ihre Stel¬

lungnahme im Reichsrat vor, der sowohl den Interessen des
Einzelhandels Rechnung trägt , als auch eine evtl. Schädigungder Industrie vermeidet. Der Reichswirtschaftsrat hat sichbereits gegen ein radikales Verbot ausgesprochen, weil die Un¬lauterkeit der Zugabe allgemein nicht festgestellt werdenkönne. Dem Vermittluugsvorschlag der Regierung wurde zu¬gestimmt.

In einer Eingabe des Städteverbandes und Städtebundestvird Klage über die praktische Handhabung des § 20 der ba¬sischen Verfassung lAnhörungsrecht der Gemeinden bei derGesetzgebung) geführt . Der Berichterstatter trat den einzelnenVorwürfen entgegen. Schließlich nahm der Ausschuß imSinne der bestehenden Richtlinien den Antrag an , das Gesuchder Regierung zur Kenntnisnahme zu überweisen.Arbeiter des Zollausschluhgebiets im Amtsbezirk Waldshutwünschen die Aufnahme der in der Grenzzone wohnenden Ar-beiter in die Arbeitslosenversicherung. Auch bezüglich diesesGesuches beschloß der Ausschuß Überweisung an die Regierungzur Kenntnisnahme .
Haushaltsausschuß

Der Haushaltsausschuh beschäftigte sich am Mittwochnach¬mittag mit einem Antrag des Abg . Schill (Zentr .) auf Er¬
weiterung der Zwanzigkilometerzone für die Wefthilfe in
dringenden Fällen . Berichterstatter Abg . Hofheinz (Staatsp .)führte aus , daß auf Baden mit 2,5 Millionen 12 Prozent der
Westhilfe entfallen . Für die Landwirtschaft sind 1,2 Millionen
vorgesehen, für die Kinzigverlegung 800 000 Reichsmark. Die
Negierung teilte mit , daß der Reichsinnenminister eine der
Tendenz des Antrags zuskimmende Anweisung gegeben habe.Darauf wurde der Antrag einstimmig für erledigt erklärt .Der Freiburger Männergesangverein wünscht in einer Ein¬
gabe die Anerkennung der Gemeinnützigkeit der Männerge¬sangvereine. Bei seinem letzten Konzert seien etwa 130 Reichs¬mark an Vergnügungssteuer erhoben worden, so daß bei Be¬
freiung von dieser Steuer von einer nennenswerten Schädi¬gung der Stadtfinanzen keine Rede sein könne. Die zustän¬digen Ministerien sollten grundsätzlich an die Frage der Be¬
wertung der Männergesangvereine Herangehen. Das Gesuchsoll der Regierung empfehlend überwiesen und zu gleicherZeitbeantragt werden, die Regierung möge für die Erledigung sol¬cher Fälle ein vereinfachtes Verfahren schaffen . Von Regie-
rungsseite war betont worden, daß die Befreiung aller Ge¬
sangvereine von der Vergnügungssteuer nicht angehe. Das
Staatsministerium habe den beiden zuständigen Ministerienwohlwollende Behandlung des Gesuchs des Freiburger Män¬
nergesangvereins empfohlen.

Ein Gesuch des Landesverbandes Baden des Reichsbundesder Zivildienstberechtigten wünscht für die Berwaltnngsaffistrn -trn , die vor 1022 planmäßig geworden sind , aber die Prüfungauf Grund der Verordnung vom 12. Dezember 1022 erst im
Jahre 1028 abgelegt haben, eine günstigere Anrechnung des
Dienstalters . Die Abstimmung wurde ausgesetzt, da noch das
Finanzininisterium gehört werden soll.

Zum Schluß behandelte der Ausschuß den von verschiedenenParteien eingebrachtcn Antrag zum Finanzgesetz, der angenom¬men wurde.
Der von den Regierungsparteien gemeinsam mit der Deut¬

schen Volkspartei beantragte Zusatz znm Finanzgesrtz lautet :
. «Beschlüsse des Landtags , welche eine Erhöhung der im Staats¬
haushalt festgesetzten Ausgabeposten oder Minderungen der
Einnahmeposten bedingen oder zur Folge haben , müssen zuihrer Rechtswirksamkcit im gleichen Beschlüsse Bestimmungenüber die Deckung der Ausfälle bringen ."

*
Im Geschäftsordnungsausschuß fanden die Anträge zur Ge-

schäftsordnung Annahme , wonach Anträge nicht behandelt wer¬den sollen , wenn sie badische Belange nicht berühren oder nachForm und Inhalt zur Behandlung ungeeignet sind .Weiterhin ist ein ebenfalls von Abgeordneten verschiedenerParteien Unterzeichneter Antrag eingegangen , der eine Ände¬
rung der Geschäftsordnung des Landtags dahingehend vor¬sieht, daß der Präsident berechttgt ist, Anträge , die einen be¬leidigenden Charakter tragen , von sich aus zurückzuweisen.

vom VversvvüfttttsSaitsschttH
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In der Vollversammlung des Preisprüfungsausschuffes am
4. d. M. berichtete der Vorsitzende , der Direktor des Badischen
Statistischen Landesamts , über den derzeitigen Stand des
Preisabbaues in Baden . Als Ergebnis eingehender Erhebun¬
gen bei sämtlichen Bezirksämtern , größeren und mittleren
Städten sowie in etwa 180 Landgemeinden sei festzustellen»
daß in der Zeit vom 1 . Oktober 1030 bis 1. Februar d. I .
— dank der Mitwirkung der Spitzenverbände der Wirtschaft —
bei einer großen Anzahl der wichtigsten Gegenstände des täg¬
lichen Bedarfs ein Preisrückgang erfolgt ist, wenigstens in
den größeren und mittleren Städten des Landes ; in den
Landgemeinden sei ein Abbau der Preise nur ausnahmsweise
zu beobachten . Von den Gegenständen des täglichen Bedarfs ,deren Preise in den letzten Wochen und Monaten gesenkt
wurden , sind in erster Linie zu erwähnen : Brot , Fleisch ,
Butter , Hülsenfrüchte, Wein, Kohlen und Briketts , Textilien ,
Schuhe usw . ; nicht oder nur ausnahmsweise sind die Preise
für Feingebäck , Milch , Zucker , Bier , städt. Gas und elektrischen
Strom zurückgegangen. Im einzelnen sind die Preisabschläge
in ihrer» Ausmaß sehr verschieden ; sie schwanken bei den ein¬
zelnen Bedarfsartikeln zwischen 5 und 20 Proz .

Abschließend wies der Vorsitzende darauf hin, daß sich ein¬
zelne Wirtschastsverbände, besonders der Badische Bnaer -
innungsverband , der Badische Fleischerverband, die Landes¬
zentrale des Badischen Einzelhandels , mehrere Handelskam¬
mern (besonders Schopfheim ) und Städte in dankenswerter
Weise für die Preisabbauaktion des Reichs und der Länder
wirksam eingesetzt haben. Auch verschiedene Verbraucher -
organisationen , Gewerkschaften , Ortsgruppen des Badischen
Beamtenbundes , Hausfrauenverbände n . a . haben sich in ver¬
schiedenen Orten bei den Bemühungen um Preisabbau erfolg¬
reich betätigt . Nicht unerwähnt soll bleiben, daß der -oor -
sitzende auch der Tagespreffe, die immer wieder aufs neue
auf die Notwendigkeit des Preisabbaues hingewiesen und auf -^ klärend gewirkt hat , Anerkennung und Dank ausgespro¬
chen hat.

Bei der sich altschließenden Erörterung ivurde die Gefahreiner bevorstehenden Brotpreisverteuerung infolge der stei¬
genden Mehlpreise besprochen und dem Wunsche Ausdruck ge¬
geben, die badische Regierung und der Badische Landtag möch¬
ten ungesäumt bei der Reichsregierung darauf hinwirken ,
daß eine Erhöhung der Mehl- und Brotpreise vermieden wird,da sonst die bisher auf dem Gebiet des Preisabbaues erzielten
Erfolge in Frage gestellt seien .

LandtasSabseovdneieir Aabevmehl *
Im Alter von 71 Jahren ist am Mittwoch in PforzheimFabrikant Gustav Habermehl, seit nahezu zehn Jahren Mit¬

glied des Badischen Landtags , gestorben . Fabrikant Habermehl ,ein Bruder des früheren Oberbürgermeisters der Stadt Pforz¬heim, hat in jahrzehntelangem Wirken am öffentlichen Leben
Pforzheim und insbesondere an der Entfaltung seiner Haupt¬industrie lebhaften Anteil gehabt. Aus Lohrbach bei Mosbachstammend, erwarb der Verstorbene hier seine kaufmännischenKenntnisse, wurde 1885 Prokurist und 1804 selbständiger Inha¬ber der bekannten Bijouteriefabrik Habermehl & Dietrich, die
nach dem Tode des letzteren in den alleinigen Besitz Haber¬mehls überging. Nach der politischen Umwälzung wurde Ha¬bermehl in die damalige verfassunggebende Badische National¬
versammlung und in der Folgezeit in die Landtage gewählt,woselbst er die Deutschnationale Partei vertrat .

Baden und die Keithsaufttrage
Das „Heidelb. Tagebl .

" veröffentlicht eine Zuschrift, die sichmit der allzu berechtigten Klage über die Benachteiligung des
südwestdeutschen Grenzlandes befaßt. Daraus geht hervor»daß Badey von insgesamt 704 Millionen vergebenen Neichs -
aufträgen 21,12 Millionen erhalten hat, das sind 2,7 Proz .der Gesamtvergebung. Nach der Zahl der in Industrie und
Handwerk Beschäftigten hätte aber der Anteil 9,7 Proz . betra¬
gen müssen. Baden hat also um rund 8 Millionen Reichs¬mark oder rund 30 Proz . weniger erhalten , als es schlüssel¬mäßig zu beanspruchen hätte . Von den Reichsaufträgen sind76,5 Proz . im Bereich der Provinz Brandenburg , das ist mitanderen Worten , in Berlin geblieben.Am Schluß der Zuschrift heißt cs : Heute kann Berlin nochbelebend wirken, indem es durch gerechte Verteilung der zuvergebenden Aufträge und durch entsprechende besondere Be¬
rücksichtigung der Grenzlandsituation Badens vorgeht. Tut
es dies nicht und bleibt es bei der Zurücksetzung Badens , dann
kann das Reich eines Tages , und zwar in nicht allzu fernerZeit , in die Zwangslage versetzt werden, für Baden eine
Grenzlandhilse ins Werk zu setzen, wie jetzt für den Osten,und was heute noch produktiv ohne Subventionsausgaben ge¬
schehen kann, wird dann auf dem fragwürdigen Nothilsswegeder Subventionspolitik unternommen werden müssen .

AttS dev badischen Lndnsteie
Arbeitsaufnahme bei Lanz, Mannheim . Die seit anderthalb

Wochen im Lanzbetrieb bestehende passive Resistenz der etwa
600 Arbeiter wurde am Mittwoch beendet. Die Belegschaft
entschloß sich, d ' - Arbeit am Mittwoch wieder aufzunehmen ,
nachdem die F . . ma erklärt hatte, datz eine solche Wiederauf¬nahme nicht gleichbedeutend sei mit der Annahme der von ihrgestellten neuen Arbeitsbedingungen, die sich besonders aufeine Kürzung der Akkordsätze bezogen . Am Dienstag hatte die
Firma übrigens beim Arbeitsgericht eine einstweilige Verfü¬
gung gegen den Deutschen Metallarbeiterverband beantragt ,wonach diesem jede Unterstützung des tarifwidrigen Verhaltensder Belegschaft bei Androhung von Strafen untersagt werden
soll . Dieser Antrag dürfte jetzt hinfällig sein, da der Konfliktvor dem Arbeitsgericht zwischen den beiden Tarifparteien aus¬
getragen werden wird.

Tagunge«
Bundesmusikfest in Frriburg 1932. Am 14.. 15. und 16. Mai

(Pfingsten ) 1032 findet in Freiburg das erste BundeSmusikfestdes Bundes südwestdeutscher Musikvereine e. V . unter Teil¬
nahme zahlreicher Musikkapellen der angrenzenden Länder
statt. Mit dem Musikfest wird ein Preisspielen verbunden
sein. — Gleichzeitig feiert der „Oberbadische MusikvereinSver-band ", der Mitglied des Bundes ist, und 80 Musikkapellen deS
Breisgaues und der Ortenau umfaßt , sein 40jährigeS Be¬
stehen .

Am « rabe Ebert»
DZ . Heidelberg, 4 . Febr . Reichskanzler Dr. Brüning hat ineinen, besonderen Schreiben an die Gattin Eberls des GeburtS-tages ihres verstorbenen Gemahls gedacht. Außer den bereit»-gemeldeten Kranzniederlegungen im Auftrag des Kanzlers ,der badischen Regierung und der Stadt Heidelberg haben auchder sozialdemokratische Parteivorstand und die Radikaldemo,kratische Partei Kränze niederlegen lassen . Der Sohn de»Verstorbenen , Reichstagsabgeordneter Fritz Ebert, weilte heutevormittag persönlich am Grabe , um ebenfalls einen Kranz nie-dcrznlegen.

Berleihu«g der Rettungsmedaille
Das Staatsministerium hat dem Fischer Friedrich Fer «dinand Kappe« in Eberbach, der unter eigener Lebensgefahrein Kind vom Tode des Ertrinkens gerettet hat, die badischeRettungsmedaille verliehen.

Pfarrer Eckert gegen den bad. Oberkirchenral
Die „Neue Bad . Landesztg.

" berichtet: Pfarrer Eckert,Mannheim , der Führer der badischen religiösen Sozialisten ,klagt in einem Brief an den Präsidenten der EvangelischenLandeskirche den Präsidenten „der offensichtlichen Parteilich¬keit und des willkürlichen Mißbrauchs seiner Dienstgewalt" an .Sollte de, Oberkirchenrat die vom Präsidenten getroffenen undvon Eckert in seinem Brief ausführlich dargestellten Maßnah .men gebilligt haben , so bezieht Eckert die Anklage auch auf denOberkirchenrat . Er beantragt die schleunige Einleitung einesdienstgerichtlichen Verfahrens gegen sich, um festzustellen , obfeine Anklage zu Recht besteht .

Konferenz der Landesversicherungsanstalten. Vom 27 . bis20. Januar fand in Freudenstadt eine Konferenz des Reichs¬verbandes der deutschen Landesversicherungsanstalten statt , ander 91 Herren aus ganz Deutschland teilnahmen . Geführtwurden die Verhandlungen vom Vorsitzenden des Reichsver-bandes Dr. Schroeder aus Kassel .

Aus dev Landeshauptstadt
Theaterausführung für die zu entlaffenden Bolksschüler »Einer löblichen Übung folgend hat gestern nachmittag im Ba¬

dischen Landestheater eine Aufführung von Schillers „Wil¬helm Tell " für die an Ostern zur Entlassung kommenden
Polksschüler und Schülerinnen stattgcfunden. '

Badisches Landestheater . Nach dem großen und nachhaltigenErfolg , den die Fastnachts-CabaretS des Landestheaters in denletzten Jahren erzielten , konnte es für die Bühnenleitung nichtzweifelhaft sein, daß auch in diesem Jahre eine Veranstaltunggleicher Art stattfinden müsse . Wiederum sind säunliche lei¬tenden und ausführenden Kräfte unserer Bühne eifrig amWerke, durch Musik, Gesang, Vortrags - , Darstellungskunst und
Tanz ein vollkommen neues , an überraschenden Einzelheitenreiches Programm zur Ausführung zu bringen. Nicht wenigerals zwanzig verschiedene Nummern werden dabei dargebotenwerden, wobei selbstverständlich unter Mitwirkung aller erstenKräfte der Oper , des Schauspiels, wie unseres guttrainiertenTanzkürpers markanten Ereignisse jüngster Zeit- und Lokal-
chronik in das buntfarbigste Scheinwerferlicht des Scherzes,der Satire und Ironie mit tieferer Bedeutung gerückt werden
sollen. — Die erste Vorstellung findet bereits am Freitag , dem13 . Februar , statt . Es schließen sich an die erste Wieöerho-lung am Samstag , dem 14., eine Nachmittags- und eine Abend¬
vorstellung am Sonntag , dem 16 ., und je eine Abendvorstellungam Montag , dem 16., und Diensta g, dem 17. Februar .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte , Karlsruhe ,von heute morgen : Über Europa entwickelt sich die allgemeineWetterlage allmählich zu w : erlichem Hochdruckwetter. Un¬ter dem Einfluß des südlich oer Alpen liegenden Tiefdruckge¬bietes sind zunächst noch einzelne Schneefälle zu erwarten . —
Voraussage : Fortdauer des winterlichen Frostwetters, auch inder Ebene zeitweise aufheiternd , strichweise noch leichte Schnee-
fälle bei lebhafter Zufuhr aus Nordosten .

&anbei und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

5. Februur ! 4. Februar
®*l» ontt 1 Selb Järiei

'

Amsterdam 100 G. 168 .77 169.11 168.95 169 .29
Kopenhagen 100 Kr. 112 .33 112 .55 112.39 112 .61
Italien . . 100 L. 21 .98 22 .02 22 .005 22 .045
London . . 1 Pfd . 20.407 20 .447 • 20 .413 20.453
New Bork 1 D. 4.2005 4 .2085 42 .035 4 .2115
Paris . . . 100 Fr . 16.465 16.505 16.475 16 .515
Schweiz - • 100 Fr . 81 .15 81 .31 81 .235 81 .395
Wien 100 Schilling 59.03 59.15 5910 59 .22
Prag . . . - 100 Kr. 12.431 12.451 12 .44 12.46

Daimler -Benz - Patente in Frankreich. Unter Mitwirkungder Compagnie Genörale de Construction de Locomotive (Ba-
tignolles - Chatillon ) , der Sociöte Rouvelles des AutomobilesUnic und der Banque Louis Pillois ist in Paris , wie die „N.Bad . Landesztg .

" meldet, die A.- G. L-ociötö des Diesel Ra¬
pides mit einem Kapital von 5 Mill. Franken gegründet wor¬den, die das ausschließliche Fabrikationsrecht für Daimler -
Benz - Diefelmotoren für Frankreich und die französischen Ko-lonien erworben hat . Die neue Gesellschaft hat einen Ver¬
trag mit der dem Baron Henry Rothschild nahestehendenSociöte Rouvelles des Automobiles geschlossen, nach dem der
Gaggenauer 5-Tonnen -Lastwagen mit Daimler-Benz-Diesel-motor in den Pariser Werken der Unic -Fabrik in Serien ge-baut wird.

Interessenvertretung süd - und westdeutfcher Brauereien .Im Anschluß an eine Tagung des Westdeutschen Bundes mitt¬lerer und kleinerer Brauereien , Sitz KSIn, haben , wie die
„Köln . Ztg ." meldet, Vertreter fast sämtlicher örtlicher Braue -
reiverdände von Süd - und Westdeutschland die Gründungeiner AuStauschftelle und Arbeitsgemeinschaft sämtlicher süd-und westdeutscher Brauereiverbände zur Wahrung der Braue -
reibelänge beschlossen . Die neue Organisatwn . wird ihrenSitz voraussichtlich in Köln haben. In die neue Vereinigungsollen die Brauereien des Rheinlandes. Siegerlandes , Olden¬
burgs . Hessens, des Saargebietes und BadruS einbezögenwerden . Die bayerischen Brauereien sind in die neue In¬teressenvertretung nicht miteinbezogen.

Deutsch-schweizerischer Aluminiumkonslikt beigelegt . DerStreit zwischen der deutschen und der schweizerischen Alumi¬
niumindustrie , der über den sogenannten Veredelnngsverkehrfür die deutschen Betriebe des schweizerischen Neuhausen»
Konzerns in Rheinfelden und Singen entstanden war, ist dei-
gelegt. Das Verständigungsabkommen verfolgt in erster Linie
den Zweck, weitere Entlassungen in den beiden Aluminium¬
werken zu vermeiden und die Aufrechterhaltung des Singener
Betriebes sicherzustellen . Das wichtigste Ergebnis ist jedochdie Sicherung des kontinental-europäischen Kartells» dessen
Fortbestand durch den deutsch-schweizerischen Konflikt ernst»



lich bedroht schien . Al» Gegenleistung wurden der Schwei-
gewisse Zugeständnisse bei der Verständigung über den Welt»
markt, auf den die Schweiz mit SV Prozent ihrer Gesamtpro¬
duktion angewiesen ist, gemacht .

Mannheimer Hafenverkehr im Januar
Der Wasserstand des Rhein» bewegte sich nach dem Mmm »

Leimer Pegel zwischen 295 und 499 Zentimeter , und der de»
Neckars zwischen 805 und 505 Zentimeter . Um die Monats¬
mitte mutzten nach dem Oberrhein geladene Kähne leichtern.

Der Gesamtumschlag betrug 444 478 Tonnen (im Borjahr
832 305 Tonnen ) , gegenüber oem Vormonat weniger 72 419
Tonnen .

Davon entfallen auf den Rhein :
In der Ankunft SIS Güterboote und 849 Schleppkähne mit

861 385 Tonnen .
Im Abgang 218 Güterboote und 546 Schleppkähne mit

89 994 Tonnen .
Auf de» Neckar :
I » der Ankunft 5 Güterboote und 81 Schleppkähne mit

14 242 Tonnen .
Im Abgang 5 Güterboote und 59 Schleppkähne mit 8857

Tonnen .
Auf den Handelshafen entfallen : Ankunft 171570 Tonnen ,

Abgang 44 552 Tonnen . •
Auf den Jndustriehafen entfallen Ankunft 89 679 Tonnen ,

Abgang 10751 Tonnen .
Auf den Rheinauhafen entfallen : Ankunft 120 136 Tonnen ,

Abgang 4690 Tonnen .
Der Umschlag von Hauptschiff zu Hauptschiff betrug 55 258

Tonnen .
Bon den wichtigsten Güterarten entfallen auf Kohlen 231 046

Tonnen , Getreide 53191 Tonnen , Holz 11012 Tonnen , Kies
und Sand 5321 Tonnen , Salz 13 940 Tonnen . Mehl 8982
Tonnen , Benzin und Erdöl 21144 Tonnen , Lein- und Olsaat15747 Tonnen .

Auf dem Neckar find 22 direkte Schleppzüge zu Berg ab¬
gegangen . \

An Güterwagen wurden während des Berichtsmonats ge¬
stellt:

Im Handelshafen 11612 — 10-Tonnen -Wagen,im Jndustriehafen 7 186 — 10-Tonnen -Wagen,im Rheinauhafen 11 622 — 10-Tonnen -Wagen.
Im vierten Bierteljahr 1930 betrug der Umschlag von der

Bahn zu Schiff in Mannheim 4999 Tonnen , in Rheinau8873 Tonnen , und von Schiff zur Bahn in Mannheim 38 800
Tonnen , in Rheinau 99 041 Tonnen .

Gese« tvmhev
km Amtsrev-ÄlbrahlttttssseirhSft
Eine Denkschrift der Handelskammer Heidelberg-Mosbach
Achtungl Achtung! Das alte Lied : Die Dummen werden

nicht alle. Eine in Heidelberg-Kirchheim wohnende Frau kauft
fe» war schon vor Jahresfrist ) von einem hausierenden Detail -
reisevertreter der Firma R . B . in R. Damenmantelstoff . Die
Frau zahlte in 5 Monatsraten 18.50 Reichsmark für den
Meter , der bei gleicher Art und Güte um die gleiche Zeit in
Hiesigen Platzgeschäften (soweit solche überhaupt derart min¬
derwertige Waren führen ) zum Preise von 7,50 bi» 8,50
Reichsmark zu haben gewesen wäre . Man fragt sich unwill -
kürlich , wie derartige Berkaufsabschlüsse zustande kommen.Die Antwort lautet : In diesem wie in zahllosen anderen Fäl¬len wird der Verbraucher im allgemeinen dadurch geneppt,
datz er nicht genügend Warenkenntnisse besitzt, und datz ihmdas Unglaublichste vom Himmel heruntergelogen wird . Der
Verkäufer , der ungerufen in die Wohnung eindringt , erzähltein geschickt erdichtetes Märchen : Das einemal befindet er
sich in einer autzerordentlichen Notlage , die ihn zwingt, um
jeden Preis zu verkaufen. Ein andermal handelt es sich um
«inen beschleunigten Verschleiß eines großen Warenlagers ,das er aus einem Konkurs zu einen: Spottpreis oder aber
auf eine Weise, über die man nicht gerne spricht („noch billi¬
ger "

), erworben hat . Ein drittes Mal kommt er im Auftrageiner hohen Behörde, einer angesehenen Berufsvertretung oder
künftigen sozial eingestellten Organisation , die besorgt ist , daßden unteren Beamten und Arbeitern nur gute Ware beson¬der» preiswert verkauft wird . In wieder einem andern Falle

endlich ist er Selbsthersteller der Ware , so datz man um den
hoben Groß- und Etnzeihandelszuschlag komme .

Aber es gibt noch andere Märchen : ein reicher Grotzkauf-
mann , der von der Leipziger Mess« kommt , hat dort glän¬
zende Geschäfte gemacht und will nun , auf der Heimreise be¬
griffen , einen unverkauft gebliebenen Warenrest , der ihn aufder Fahrt nur behindert und mit dem er al« Großhändler doch
nichts Rechtes anzufangen weiß, um jeden Preis abstotzen .Ter moderne Hausierer , der mit diesem und ähnlichen Trick»
arbeitet , kommt aber nicht mit der Bahn oder gar zu Fuß ,sondern im Auto . Dabei werden die Verhandlungen oft durchden .Kraftwagenführer " oder den „Diener " eingeleitet , derdie zunächst zum Opfer auserkorene Hausfrau so nebenbei
auf diese außerordentlich günstige Einkaufsgelegenheit auf¬
merksam macht . Und dann, wenn er glaubt , genügend Neu¬
gierde und Spannung erregt zu haben, erscheint der „Herr "
auf der Bildfläche, um unter zustimmenden Bemerkungen sei¬nes .Kraftwagenführers " oder „Dieners " die eigentlichen Ver¬
kaufverhandlungen durchzuführen.

Ein anderer Trick ist das sogenannte „Geschloffene Waren¬
paket ". Von einem Großhändler , so erklärt der Hausierer , der
besonders billig unmittelbar an den Verbraucher verkauft,kann man nicht verlangen , datz er nur für ein paar Mark
Ware in kleinster Menge abgibt . Da er aber dem Verbrau¬
cher nicht zumuten wolle, gleich Stoff für zehn Anzüge aufeinmal zu kaufen, stellt er fünf bis acht verschiedenartigeStücke zu einem Warenpaket zusammen, für das er 2—300
Reichsmark verlangt , wobei er sich noch etwas abhandeln läßt .

. Die außerordentliche Billigkeit des Paketinhalts wird aneinem Stück, dessen wirklichen Wert auch der Laie abzuschät¬
zen vermag, gezeigt, und für das ein Preis gefordert wird,der in der Tat nur einen Bruchteil deffen ausmacht, was der
ordentliche Großhändler von seinem Abnehmer im regelrechten
Geschäftsverkehr zu fordern gezwungen ist. In Verbindungdamit wird behauptet, daß die Preise für die übrigen Wa¬
ren entsprechend billiger berechnet seien, ja , datz es sich umWaren handle, die eben das Beste vom Besten darstellen.
Natürlich sind 250 Reichsmark oder noch mehr zu viel auf ein¬mal und nun kommt das Angebot langfristiger Kreditgewäh¬
rung , womöglich in Monatswechseln (wobei die Käufer oft gar
nicht wissen , was ein Wechsel ist) , und schon ist die Schlingeum den Hals des Opfers gelegt. Der Käufer mutz einen Be¬
stellschein unterschreiben, in dem er bis zur völligen Beglei-
chung der Schuld dem Verkäufer das Eigentumsrecht vorbe¬
hält . Die Ware kann nach dem Vorbehalt zurückgefordertwerden bei unpünktlicher Zahlung , und macht der Verkäufervon diesem Recht Gebrauch, so ist der bereits bezahlte Betragverfallen . In tausend Fällen wurde erwiesen, daß sich Leute,auch wenn im Augenblick überhaupt kein Bedarf bestand, oftauf Jahre hinaus eindeckten , weil sie den seelischen Druck »unter den sie der redegewandte Fremde gesetzt hat , nicht mehrlänger aushalten können, und sie nicht mehr die Willens¬
kraft haben , dem Burschen den Stuhl vor die Türe zu setzen.Fälle von derartigem Sachwucher gehen in die Tausende ; eSwerden hier Preise gefordert, die mehr als 50 Prozent deffendarstellen, was der reelle Einzelhandel fordert . In zahllosenFällen kommt es dann , bei der heutigen Unsicherheit der Ein «
kommensverhältniffe, zur Uumöglichkeit , die Raten abzuzah¬len, und schon ist das Unglück geschehen .

Es ist wirklich ein Verdienst der Handelskammer Heidelberg,daß sie auf diese Mißstände wieder einmal in einer gründ¬
lich durchgearbeiteten und mit zahllosen Beispielen versehenenDenkschrift hingewiesen hat . Die Mitzstände, wie sie sich im
Laufe der letzten Jahre entwickelt haben, schreien zum Him¬mel und bedürfen schleunigst rücksichtsloser Abstellung. ESkann nicht als angängig erscheinen, weiterhin unter Berufungauf den schönen Spruch : „Dumme zu schützen, ist nicht Auf¬gabe des Staates " schwere Vermögensschädigungen Tausenderund aber Tausender um ihren Lebensunterhalt kämpfenderFamilien hinzunehmen , lediglich um einem winzigen Bruchteilder Bevölkerung weiterhin seine dunkeln Geschäfte zu ermög¬lichen . Die allgemeine Empörung richtet sich natürlich gegendie buchstäblich vom Sachwucher lebenden Haufierer -Kippe -
gefellschaften und Vertreter der Hausierzentrale « . Nicht be¬
troffen werden von dieser Feststellung geistig oder körperlichschwache Menschen , die mit dem Vertrieb von Waren in der
Umgebung ihres Wohnsitzes nur ein äußerst kümmerlichesDasein fristen , fernerhin Schwerkriegsbeschädigte und derglei¬chen, falls sie nicht mit Lug und Trug arbeiten , sondern —

mit behördlicher Erlaubnis natürlich — ihr Wandergewerbeausüben , ohne damit die ortsansässigen Einzelhändler wesent»
lich zu schädigen (was freilich nicht immer kontrollierbar rst) .Die besagte Denkschrift erhebt denn auch die Forderung nacheiner strengere» Handhabung der de» Gewerbebetrieb im Um-
herziehen regelnden Vorschriften, eine Neufaffung der Wucher -
bestimmungen und ein schärferes Vorgehen der öffentlichen
Gerichte zum Schutze nicht nur des reellen Handels , sondernder Käuferschaft selbst . Dabei versteht es sich, datz es die an -E rten Mitzstände nicht etwa allein in unserer Gegend zu

gen gibt, vielmehr hat die Denkschrift ein lebhaftes Echo
gefunden bei fast allen in Frage kommenden deutschen Han¬delskammern, die von der Heidelberger Denkschrift Kennt-
nis bekommen haben. Es handelt sich also um eine Erschei¬
nung. die allerorts dringendst der Abhilfe bedarf und deren
Bekämpfung auch von den Behörden mit aller Dringlichkeit
verlangt wird.

9UW9C JWMOWlIWCtl <mw -WwCtt
Ei» Ranbiibrrfall im Rachtschnellzng Stuttgart —Karlsruhe

Der aus dem fahrende» Zug flüchtende Räuber gefaßt
bld. Pforzheim, 5. Febr . (Tel .) Im Rachtfchnrllzug Mün¬

chen—Stuttgart —Karlsruhe überfiel kurz nach Mitternacht,etwa 200 Meter vor Mühlacker, ein Tscheche seinen schlafendenLandsmann , mit dem er sich allein im Wagenabteil befand, inder Absicht, ihn zu berauben . Er gab auf den Schlafendeneinen Schuß ab, ein zweiter ging fehl. Durch den Schrei des
Überfallenen wurden die benachbarten Reisenden aufmerksamund der Räuber mutzte seinen verbrecherischen Plan aufgebrnund flüchtete unter Zurücklaffung seines Mantels mit sämt¬
lichen Papieren aus dem fahrenden Zug, der feine Geschwin¬
digkeit kurz vor der Station Mühlacker vermindert hatte.
Zwei beherzte Männer sprangen dem Flüchtenden nach undeiner von ihnen, ein Maulbronner Landjäger , konnte ihn fef»
sen und im Mühlacker der Polizei übergeben.Der tiberfalleur wurde nach dem Pforzheimer Krankenhau »
verbracht, wo er am Donnerstagmorgen einer Operation un¬
terzogen werden mutzte . Die Kugel war ihm hinter dem Ohr
eingedrungen und unmittelbar neben dem Auge wieder her¬
ausgetreten . Der Vorfall hatte begreiflicherweise unter den
Mitreisenden eine große Aufregung verursacht. Eine Verstän¬
digung zwischen den Kriminalbeamten und den beiden Tsche¬
chen war zunächst dadurch unmöglich, weil die Tschechen de»
deutschen Sprache nicht mächtig waren . Dies war erst möge
lich, als sich eine Tschechin, die sich unter den Mitreisenden be¬
fand , als Dolmetscherin zur Verfügung gestellt hatte .

Nach einer anderen Version ist noch nicht festgestellt, ob ein«
Raubabsicht vorliegt. Die Klärung der Angelegenheit bleib»
noch der weiteren Untersuchung vorbebalten .

DZ . Pforzheim, 5. Febr . Der hiesige Frauenverein hielt am
vergangenen Sonntag im „Rötzle " ein Kaffeekränzchen ab, bet
dem sich alte Leute über 79 Jahre gütlich tun sollten. Aller¬
dings haben sich aus der Veranstaltung unheilvolle Folgenentwickelt . Einer der Teilnehmer kam nach Hause ; er stürzt«
jedoch aus dem Bett und erlitt eine starkblutende Kopfwunde,
Roch dramatischer ging ein anderer Fall aus . Auch der 70
Jahre alte Goldarbeiter B . wurde auf dem Heimweg im Hau»-
gange von einem Hirn » oder Herzschlag betroffen und fiel tot
um. Als eine wirkliche Tragödie kann man den dritten Fall
bezeichnen . Der hochbetagte W. B. kam von dem Kaffeekränz¬
chen und wurde von seinen Angehörigen so „liebevoll" emp¬fangen , daß er am nächsten Morgen ins Krankenhaus einge¬liefert werden mutzte . Mit der Angelegenheit wird sich dt«
Staatsanwaltschaft beschäftigen .

DZ . Bruchsal. 5. Febr . Heute früh gegen 8 Uhr stürzte aufdem Bahnhof ein 18jähriger Schuhmacher aus Gondelsheim,der jeden Morgen hier zur Arbeitsstelle fuhr , von der Platt¬form, als der Wagen einen Stotz erhielt . Der Unglückliche kamdirekt unter den Zug zu liegen. Der Körper wurde über der
Brust vollständig durchschnitten, was den sofortigen Tod her¬beiführte .

DZ . Freiburg , 5. Febr . Während seines Aufenthalts in Bühl
ist der neugeweihte Bischof von Meißen , Dr. Gröber , an Grippeerkrankt. Die Inthronisation des Bischofs , die am nächstenSonntag in Bautzen ftattfinden sollte, ist verschoben worden.

Badisches
Veesassnnssrecht

WIE tfll fcrfHMIWW

herausgegeben von

Df . « lsckvSV
BerwaltungsgerichtShofpräfident i R .
Zweit« vollständig »eabearbeitete Anslage

XII , 420 Seiten . Prei » 21 m

Wenn man berücksichtigt, datz Glöckner sämtliche Gesetzeund Bewrdnungeu bi» einschlietzlich der Geschäftsord¬
nung de» Landtags vom 21 . Rov - 1929 in seinem Werke
mitverarbottet hat, dann wird auch jedem Laien dieAktualität diese» Buches offenbar . Wer sich für die
weitverzweigten Probleme von Polittk und Staat »r« ht
interessiert, dem bedeutet Glöckners BerfassungSrechtgeradezu eine Fundgrube . Auch die Büchereien vonVereinen, Gewerkschaften und anderen Körperschaftensollten sich diese» „Standard work " eine» unserer ausge¬
zeichnetsten BerwaltungSjuristen nicht entgehen laffen-
Verlag G. Vvaun, Karlsruhe

Bekanntmachung .
Die Stelle des

neu zu oe,egen. Lwrarzte , die staatstierje Prüfung in Baden abgelegt haben, werden k»-ugt . Die Stelle ist in Gruppe 11 der städtivefoldungSordnung eingereiht und verforgungSbrtigt . SnfangSgehalt S 000 XS, Höchstgehalt 8 400

WohnungSgeldzuschutz und Kinderzuschläge nach den
reichsgesetzlichen Bestimmungen . Ausübung von Privat -
Praxis nach näherer Vereinbarung gestattet. Bewer-
bungen bi» 15. Februar 1931 erbeten. K .959

Konstanz , den 4. Februar 1931 .
Der Oberbürgermeister .

Die Banabteilnng Kinzig
in Kehl vergibt die Er-
stellung der Widerlager und
Pfeiler für die Kunstbauten
der neuen Reichsbahnlinie
Appenweier-Kehl mit zu-
sammen 2650 cbm Beton
und 700 qm Spundbohlenin drei Losen . Angebots¬
vordrucke sind gegen Bor-
einfendung von 4 X# von
der genannten Bauabtei ,
lung zu beziehen , wo auchdie Planunterlagen einge¬
sehen werden können. Er¬
öffnungstermin 12. Febr.
1931 vormittags 10 ' / . Uhr
bei der Bauabteilung Kinzigin Kehl, Kriemhlldstr. Rr . 4.
Zuschlagsfrist bi» zum19. Februar 1931. K270

SerlSrnhe. « .428
Güterrechtsregistereinträge.

1. Zu Band II Seite 42 :Baris Hrvmnth Wilhelm ,Tabakhändler und Land-
wirtz FriedrichStal u . Sofie
geb. Ratz . Vertrag vom
7 . Januar 1931. Güter -
trrnnung .

2 . Seite 43 : Greine»
Theobald, Metallbildhauer ,Karlsruhe , und Thea, geb .
Zielinski. Vertrag vom19. Januar 1931 . Güter¬
trennung 29 . I . 31 .

Amtsgericht Karlsr»he.

Freitag , den 6. Febr . 1931
# F16 . tFreitagmiete )
Th.-Gem. III . S .-Gr .

1. Hälfte

Schauspiel von Bruckner
Regie : Baumbach

Mitwirkende :
Ermarth , Frauendorfer ,

Nyhoff, Schreiner. Selling ,
Guse, Baumbach, Brand ,
Dahlen , Gemmecke , Graf ,
Serz, Hierl, Höcker, Just,

. Kienscherf , Kloeble,
Kühne, Mehner , Prüter ,

Schulze, H. Kienscherf ,
Luther

Anfang 20 Ende 22*/,
Preise A (0,70—5 XM )

Sa . 7. 2. Nachm. : Wilhelm
Tell. Abends : Das Konto X.
So .8.2. Nachmittags : Meine
Schwester und ich . Abends :
Neu einstudiert - Die Huge¬
notten . Im KonzcrthauS :
Wie werde ich reich und
glücklich?

GrffrnMche Sparkasse Särkingrn
Bilanz per 31. Dezember 1930

Bermögen
1 . Kassenbestand . . . .
2. Guthaben bei Girozen¬

kalen , Banken u . Post¬
scheckamt .

3. Wertpapiere . . . .
4. Wechsel .
5. Darlehen a . Hypotheken8. Darlehen in lfd. Rech.

nung an Private . .
7. Darlehen an Gemeinden
8. Einlage b . Bad . Spar¬

kaffen , und Gkoverband
9. Darlehen «.Schuldschein

10. Grundstückskaufgelder .
11. Faustpfanddariehen
12. Verwaltungsgebäude u.

sonstige Liegenschaften
13. Gerätschaften . . . .
14. Einnahmerückstände .
15. Aufwertungsforderung ,
a) Hypotheken 493 894,24
d) Effekten . 27 083,40

16 . AufwertungSauSgleichS-
Konto . .

m
12 328,59

35 536,11
319299,62

29 755,73
1 421 279,76

163 784,50
869 354,06

58 900,—
50473,—
35 616,70
6426,60

Verbindlichkeiten x*
1 . Spareinlagen . . . . 2 292 627,042 . Giro- und Kontokorrent¬

einlagen . 330568,413. Anlehenskapitalien . . 3 307,344. Ausgaberückstände , . 138612,376. Rücklagen
a) gesetzl. Re-

servefond» 110 984,—
b) Sonder¬

rücklage 18867,58 129851,58
6. Reingewinn 1930 . . 45 005,62

Aufwertung
7. Aufwertungsspareinlagen 781 667,97

45 325.44
13 500,—
75 965,84

520 977,64

63 116,72
3 721 640,33 3 721 840,33

Berechnung der Rücklagen
Nach § 2t der Anstaltssatzungen hat die Rücklage zu bettagen :

5 "/, aus dem Gefamteinlage -Guthaben von 2 623 195,45 XS -- 131160,— X4Sie beträgt auf Jahresschlutz 1930 . 131160,— XU
zuzüglich vorhandenen Sonderrücklagen mit 43 897,20 XM

Säckingen » den 24. Januar 1931. N .2W
Der Vorsitzende de» Berwaltuugsrat » : Der GeschäftSleiter :

Trunzer , Bürgermeister . Katzenberger , Direkt«»
Druck G. Braun , Karlsruhe .
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